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Vorbemerkungen, Anlass und Ziele der Planung

Anlass der Änderung ist die Aufnahme einer 
Festsetzung, dass Nebenanlagen auch künf-
tig außerhalb der überbaubaren Grund-
stücksfläche zulässig sein sollen. Des Weite-
ren soll eine zeichnerische Festsetzung zum 
Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzungen in den angren-
zenden Außenbereich verlagert bzw. an an-
derer Stelle kompensiert werden und so die 
bisherige Flächeninanspruchnahme in den 
Gartenbereichen, die nicht über die bisheri-
gen Festsetzungen abgedeckt ist bzw. über 
den Geltungsbereich hinausgeht, den aktu-
ellen Gegebenheiten angepasst werden.

Aus vorgenannten Gründen bedarf es der 3. 
Änderung und Erweiterung des Bebauungs-
planes „Hinter den Augärten, 2. BA“. Die 
bestehenden Festsetzungen der rechtskräf-
tigen Bebauungspläne gelten im Übrigen 
unverändert fort..

Der Geltungsbereich der 3. Änderung und 
Erweiterung des Bebauungsplanes umfasst 
eine Fläche von insgesamt ca. 2,4 ha. 

Aufgrund der Erweiterung in den Außenbe-
reich bei gleichzeitiger Änderung innerhalb 
des bestehenden Geltungsbereiches der 
rechtskräftigen 1. und 2. Änderung des 
Bebauungsplanes „Hinter den Augärten, 2. 
BA“ ist der Bebauungsplan im Regelverfah-
ren zu ändern. Der ursprüngliche Bebau-
ungsplan „Hinter den Augärten“ ist aus 
dem Jahr 1991.

Die Gemeinde Gersheim hat daher nach § 1 
Abs. 3 BauGB i.V.m. § 2 Abs. 1 BauGB die 3. 
Änderung und Erweiterung des Bebauungs-
planes „Hinter den Augärten, 2. BA“ be-
schlossen.

Die 3. Änderung und Erweiterung des 
Bebauungsplanes „Hinter den Augärten, 2. 
BA“ ersetzt in ihrem Geltungsbereich die 1. 
Änderung des Bebauungsplanes „Hinter 
den Augärten, 2. BA“ und 2. Änderung des 
Bebauungsplanes „Hinter den Augärten, 2. 
BA“ ausschließlich in den getroffenen Re-
gelungsinhalten bzw. im Bereich der zeich-
nerischen Änderungen. Im Übrigen gelten 
die Festsetzungen der 1. Änderung des 
Bebauungsplanes „Hinter den Augärten, 2. 
BA“ vom 01.09.1995 sowie der 2. Ände-
rung des Bebauungsplanes „Hinter den Au-
gärten, 2. BA“ vom 20.06.2005 unverän-
dert fort. 

Parallel zum Bebauungsplan ist entspre-
chend § 2 Abs. 4 BauGB eine Umweltprü-
fung durchzuführen. Der Umweltbericht ist 
gesonderter Bestandteil der Begründung. 
(Der Umweltbericht wird erst nach der früh-
zeitigen Beteiligung der Behörden gem. § 4 
Abs. 1 BauGB fertiggestellt. Auf Basis der 
frühzeitigen Beteiligung wird zunächst der 
erforderliche Umfang und Detaillierungsgrad 
des Umweltberichts gem. § 4 Abs. 1 Satz 1 
BauGB ermittelt.)

Mit der Erstellung der 3. Änderung und Er-
weiterung des Bebauungsplanes und der 
Durchführung des Verfahrens ist die 
Kernplan, Gesellschaft für Städtebau und 
Kommunikation mbH, Kirchenstraße 12, 
66557 Illingen, beauftragt.

Mit der Erstellung des Umweltberichtes ist 
die ARK - Umweltplanung und Consulting 
Partnerschaft, Paul-Marien-Straße 18, 
66111 Saarbrücken beauftragt.

Flächennutzungsplan

Der Flächennutzungsplan der Gemeinde 
Gersheim stellt den zu überplanenden Be-
reich als geplante Wohnbaufläche dar. Die 
3. Änderung und Erweiterung des Bebau-
ungsplanes ist somit gem. § 8 Abs. 2 BauGB 
aus dem Flächennutzungsplan entwickelt.
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Grundlagen und Rahmenbedingungen

Lage und Begrenzung des 
räumlichen Geltungsbereiches

Das Plangebiet befindet sich am nördlichen 
Siedlungsrand des Ortsteils Niedergailbach 
und umfasst den Bereich der Bebauung ent-
lang der Von-Bolanden-Straße und Straße 
„Auf der Au“. 

Der Geltungsbereich der 3. Änderung und 
Erweiterung des Bebauungsplanes wird wie 
folgt begrenzt:

• im Süden durch die angrenzende Be-
bauung samt deren privaten Gartenflä-
chen der Von-Bolanden-Straße und 
Straße „Auf der Au,“

• im Westen durch mit vereinzelten Ge-
hölzstrukturen versehene Freiflächen,

• im Norden und Osten durch landwirt-
schaftliche Nutzflächen.

Die genauen Grenzen des Geltungsbereiches 
sind der Planzeichnung der 3. Änderung 
und Erweiterung des Bebauungsplanes zu 
entnehmen.

Nutzung des Plangebietes und 
Umgebungsnutzung, Eigen-
tumsverhältnisse

Das Plangebiet stellt sich derzeit als größ-
tenteils bebautes Wohngebiet mit vereinzel-
ten unbebauten Grünflächen dar. 

Die südliche Umgebung des Plangebietes 
ist überwiegend durch Wohnnutzungen in 
ein- bis zweigeschossigen, freistehenden 
Einzelhäusern sowie privaten Freiflächen 
geprägt. 

Die westliche, nördliche und östliche Umge-
bung des Plangebietes ist durch landwirt-

schaftliche und mit vereinzelten Gehölz-
strukturen versehene Freiflächen dominiert.

Die Flächen des Plangebietes befinden sich, 
mit Ausnahme der Straßenverkehrsflächen, 
vollständig in Privateigentum. 

Topografie des Plangebietes

Das Plangebiet ist insgesamt reliefarm. Es 
ist nicht davon auszugehen, dass sich Topo-
grafie in irgendeiner Weise auf die Festset-
zungen der 3. Änderung und Erweiterung 
des Bebauungsplanes (insbesondere da 
vorliegend nur Regelung der Zulässigkeit 
von Nebenanlagen und grünordnerische 
Festsetzung) auswirken wird.

Verkehrsanbindung

Das Plangebiet ist bereits vollständig durch 
die Von-Bolanden-Straße und Straße „Auf 

Orthophoto mit Lage des Plangebietes (weiße Balkenlinie); ohne Maßstab; Quelle: LVGL, ZORA; Bearbeitung: Kernplan
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der Au“ erschlossen. Der Anschluss an das 
überörtliche Verkehrsnetz erfolgt im weite-
ren Verlauf über die südlich gelegene Bi-
schof-Weis-Straße. 

Es sind keine weiteren Erschließungsanla-
gen notwendig.

Ver- und Entsorgung

Das Plangebiet liegt innerhalb eines bebau-
ten Gebietes. 

Die für die geplante Nutzung erforderliche 
Ver- und Entsorgungsinfrastruktur und da-
mit Anschlusspunkte sind bereits aufgrund 
der Bestandsbebauung vorhanden und wei-
sen noch ausreichende Kapazitäten auf.

Die Entwässerung des Plangebietes erfolgt 
im Mischsystem.

Die nach § 49a SWG geltenden Vorgaben  
zur Beseitigung des Niederschlagswassers 
(Nutzung, Versickerung, Verrieselung, Ein-
leitung des Niederschlagswassers in ein 
oberirdisches Gewässer) sind hier nicht an-
zuwenden, da das Plangebiet bereits vor 
1999 bebaut und an die öffentliche Kanali-
sation angeschlossen wurde.

Berücksichtigung von  
Standortalternativen

Zentrales Ziel der Änderung ist die Aufnah-
me einer Festsetzung, dass Nebenanlagen 
auch künftig außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksfläche zulässig sein sollen. Des 
Weiteren soll eine zeichnerische Festset-
zung zum Anpflanzen von Bäumen, Sträu-
chern und sonstigen Bepflanzungen in den 
angrenzenden Außenbereich verlagert bzw. 
an anderer Stelle kompensiert werden und 
so die bisherige Flächeninanspruchnahme 
in den Gartenbereichen, die nicht über die 
bisherigen Festsetzungen abgedeckt ist 
bzw. über den Geltungsbereich hinausgeht, 
den aktuellen Gegebenheiten angepasst 
werden.

Der Standort ist damit bereits vorgegeben 
und eine Betrachtung von Standortalterna-
tiven im Sinne der Standortfindung erübrigt 
sich.

Planungsalternative wäre dabei nur die 
Null-Variante. Da jedoch im gesamten Plan-
gebiet bereits Nebenanlagen außerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen entstan-
den sind, soll damit auch der Bestand fest-
geschrieben werden und eine einheitliche 

Beurteilungsgrundlage im gesamten Plan-
gebiet entstehen.

Kataster mit Abgrenzung des Geltungsbereiches (schwarze Balkenlinie); Quelle: LVGL; Bearbeitung: Kernplan
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Übergeordnete Planungsvorgaben der Raumordnung und Landesplanung; naturschutzrechtliche Be-
lange; geltendes Planungsrecht

Kriterium Beschreibung

Landesentwicklungsprogramm LEP IV, Regionaler Raumordnungsplan Westpfalz IV (3. Teilfortschreibung 2018)

zentralörtliche Funktion Niedergailbach: Nahbereich des Grundzentrums Gersheim

Vorranggebiete nicht betroffen, das angrenzende Vorranggebiet für die Landwirtschaft wird durch die 
Geltungsbereichserweiterung nicht tangiert

zu beachtende Ziele und Grundsätze • (Z 17, 21) Nutzung der im Siedlungsbestand vorhandenen Potenziale; bedarfsgerech-
te, städtebaulich sinnvolle Arrondierung des Siedlungsbestandes; Siedlungsentwick-
lungen sollen sich ihrer städtebaulichen Struktur und Dimensionierung nach in das 
Orts- und Landschaftsbild einpassen: erfüllt

• (G 29) Arrondierungen bzw. Erweiterungen des Siedlungskörpers sollen sich bedarfs-
gerecht an den kulturlandschaftstypischen Siedlungs-, Erschließungs- und Bauformen 
orientieren. Auf eine dem Bestand angepasste Maßstäblichkeit soll geachtet werden: 
erfüllt

• (Z 32) Inanspruchnahme erschlossener Bauflächen statt Ausweisung und Erschlie-
ßung neuer Wohnbauflächen: erfüllt

• keine Restriktionen für das Vorhaben

Landschaftsprogramm • keine speziellen Entwicklungsziele oder Funktionszuweisungen

Übergeordnete naturschutzrechtliche Belange

Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung 

• das nächstgelegenen NATURA 2000-Gebiet befindet sich 350 m nördlich (LSG-Blies, 
L-6609-305); nachteilige Wirkungen auf die Erhaltungsziele des Gebietes lassen sich 
aus der formalrechtlichen Legitimierung des Status quo (Ausbreitung der Privatgrün-
flächen auf einen angrenzenden  Acker um 8-15 m) nicht ableiten

Biosphärenreservat • die Lage innerhalb der Entwicklungszone des Biosphärenreservates Bliesgau ist nicht 
mit besonderen Restriktionen in Bezug auf die ausgeübte Nutzung verbunden; gem. 
§ 10 der VO über das Biosphärenreservat Bliesgau v. 24.06.2020 soll in der

• Entwicklungszone auf der Grundlage einer aktiven Bürgerbeteiligung eine nachhalti-
ge Regionalentwicklung betrieben werden

Naturpark nicht betroffen

Sonstige Schutzgebiete: Naturschutz-, 
Landschaftsschutz-, Wasserschutz-, Über-
schwemmungsgebiete, Geschützte Land-
schaftsbestandteile, Nationalparks

nicht betroffen

Denkmäler / Naturdenkmäler / archäolo-
gisch bedeutende Landschaften nach § 6 
SDSchG oder in amtlichen Karten verzeich-
nete Gebiete

nicht betroffen

Informelle Fachplanungen • auf der Grundlage der vorliegenden Geofachdaten (Quelle: Geoportal Saarland, 
ABDS-Punktdaten 2017) bestehen keine Hinweise auf das Vorkommen von i.S.d. be-
sonderen Artenschutzes relevanten Arten innerhalb oder in unmittelbarer Nähe des 
Geltungsbereiches; gem. ABDS (Arten- und Biotopschutzdaten 2017 Saarland) inner-
halb eines 1 km-Korridors um die Planungsfläche Nachweise der siedlungsholden 
Zwergfledermaus (im Rahmen der FFH-Grunderfassung 2005, C. HARBUSCH) und 
des Skabiosen-Scheckenfalters (Euphydryas aurinia) an den Trockenhängen des NA-
TURA 2000-Gebietes „NSG Himmsklamm“ (ULRICH 2012)

• keine Arten oder Flächen des Arten- und Biotopschutzprogramms (ABSP) betroffen
• keine n. § 30 BNatSchG gesetzlich geschützten Biotope und keine registrierten Le-

bensräume n. Anh. 1, FFH-Richtlinie betroffen
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Kriterium Beschreibung

Allgemeiner Artenschutz

Allgemeiner Schutz wild lebender Tiere und 
Pflanzen (§ 39 Abs. 5 Punkt 2 BNatSchG)

Im Rahmen der Planung sind Gehölzstrukturen betroffen. Zum Schutz wild lebender Tie-
re und Pflanzen ist die gesetzliche Rodungszeit vom 01. Oktober bis 28. Februar zwin-
gend einzuhalten.

Besonderer Artenschutz (§§ 19 und 44 des BNatSchG)

Störung oder Schädigung besonders ge-
schützter Arten bzw. natürlicher Lebens-
räume nach § 19 i.V.m. dem USchadG, Ver-
botstatbestand nach § 44 BNatSchG

Zu den artenschutzrechtlich relevanten Ar-
ten zählen alle gemeinschaftsrechtlich ge-
schützten Tier- und Pflanzenarten d. h. alle 
streng geschützten Arten inklusive der 
FFH-Anhang-IV-Arten sowie alle europäi-
schen Vogelarten.

Schutzgut Biotope, Fauna und Flora:

• Anlass der Änderung ist die Aufnahme einer Festsetzung, dass Nebenanlagen auch 
künftig außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig sein sollen. Des Wei-
teren soll eine zeichnerische Festsetzung zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern 
und sonstigen Bepflanzungen in den angrenzenden Außenbereich verlagert bzw. an 
anderer Stelle kompensiert werden und so die bisherige Flächeninanspruchnahme in 
den Gartenbereichen, die nicht über die bisherigen Festsetzungen abgedeckt ist bzw. 
über den Geltungsbereich hinausgeht, den aktuellen Gegebenheiten angepasst wer-
den

• nur dieser Änderungsbereich ist betrachtungsrelevant; die textlichen Anpassungen im 
bestehenden B-Plan haben keine umweltrelevante Wirkung, insbesondere wird da-
durch keine zusätzliche Versiegelung/Überbauung legitimiert

• der Geltungsbereich der zeichnerischen Änderung umfasst damit neben dem als Zier-
grün (Zierrasen, Obstbaum-Niederstämme, Unterstände, Plätze) genutzten Bereich 
auf den Grundstücken auch einen mehr oder minder schmalen Streifen außerhalb der 
bestehenden Einfriedungen

• dieser wird im südlichen Abschnitt auf Flurstück 71 ebenfalls als Zierrasen hochfre-
quent gemäht, auf Höhe des Flurstückes 1075 wird der Außenbereich nicht freigehal-
ten, hier hat sich in Folge der Düngergaben auf der angrenzenden ackerbaulich ge-
nutzten Fläche (aktuell Graseinsaat) ein eutraphenter Brombeer- und Brennnessel-
saum bzw. eine Dominanzflur der Weichen Trespe entwickelt

• einzige wertgebende Elemente sind zwei ältere Birnbäume mit einer Stammstärke 
von ca. 70 cm und ca. 45 cm; diese befinden sich jedoch außerhalb des Erweiterungs-
bereiches (ggfs. bauzeitlicher Schutz erforderlich)
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Kriterium Beschreibung

als Zierrasen freigehaltener Bereich/Streifen außerhalb der eingefriedeten Grundstücke (obere Bildreihe); 
Blick in die eingefriedeten Ziergrünbereiche mit Schuppen, Obstbaum-Anpflanzungen u.a. (M.l.); eutra-
phenter (Trespen-)Saum außerhalb Einfriedung mit angrenzender Einsaatwiese (M.r.) und Übergang in eu-
traphenten Brombeersaum (u.l.); einer der beiden Birnbäume außerhalb des Erweiterungsbereiches (u.r.)

Schutzgut Boden:

• für den angelegten Grünbereich innerhalb der Grundstücke darf zumindest von einer 
Bodenüberformung (z.B. durch Oberbodenauftrag) ausgegangen werden, die Flächen 
sind durch Schuppen, Befestigungen u.a. Einrichtungen teilweise überbaut

• außerhalb der Ziergrünflächen ist aufgrund der angrenzenden Intensivlandwirtschaft 
von einer trophischen Vorbelastung auszugehen, die sich auch in den eutraphenten 
Säumen manifestiert

• die Bodenübersichtskarte des Saarlandes (BÜK 100) weist die Einheit 5 aus (Para-
braunerde und Pseudogley-Parabraunerde, verbreitet auch Parabraunerde-Pseudog-
ley und Pseudogley aus Lößlehmdeckschichten (Hauptlage, Mittellage) über Terras-
sensanden und -schottern bzw. Verwitterungsbildungen); die Einheit ist durch sandi-
ge bis schluffige Substrate gekennzeichnet (die Bodenschätzung weist sandige Leh-
me aus)

• die Karte der Versickerungseignung der Böden stellt die Planungsfläche demzufolge 
als Standort mit geringer Eignung dar, während das natürliche Ertragspotenzial als 
Maß für die Bodenfunktion „Lebensraum für Pflanzen“ mit hoch angegeben wird, 
was der in der Bodenschätzung ermittelten vergleichsweise hohen Ackerzahl von 53-
55 entspricht

• hinsichtlich des Biotopentwicklungspotenzials ist der Standorttyp 11 ausgewiesen 
(carbonatfreie Böden mit mittlerem Wasserspeichervermögen), dem grundsätzlich 
kein besonderes Biotopentwicklungspotenzial zugewiesen wird

• die Feldkapazität wird mit 4 angegeben, was einer hohen Funktion im Bodenwasser-
haushalt entspricht

• seltene Bodentypen sind nicht ausgewiesen (Quelle: LAPRO)

• für den Geltungsbereich sind keine Altablagerungen, Altstandorte, schädliche Boden-
veränderungen oder Verdachtsflächen bekannt

Schutzgut Wasser: 

• auf der Planungsfläche befinden sich keine Oberflächengewässer

• Vernässungen sind nicht erkennbar

Schutzgut Klima/Luft:

• Frischluftentstehungsgebiete oder -leitbahnen sind durch die Planung nicht tangiert 
(Quelle LAPRO)

Schutzgut Landschaftsbild:

• der Planungsraum befindet sich am Rand der Ortslage von Niedergailbach

• von der Erweiterung ist lediglich der bereits als Ziergrün genutzte Bereich der 
Wohnbebauung betroffen

• das Landschaftsbild wird bestimmt durch die (dörflich geprägte) Ortslage von Nieder-
gailbach und die angrenzende im Nahbereich ausgeräumte und intensiv genutzte 
Agrarlandschaft, die sich erst in einer höheren räumlichen Ebene als hochwertige 
Offenlandschaft darstellt



3. Änderung und Erweiterung „Hinter den Augärten , 2. BA“, Gde. Gersheim 10 www.kernplan.de

Kriterium Beschreibung

Schutzgut Kultur und sonstige Sachgüter: 

• innerhalb des Geltungsbereiches und der näheren Umgebung sind keine in der Denk-
malliste des Saarlandes – Teildenkmalliste Saar-Pfalz-Kreis, gem. § 6 des Saarländi-
schen Denkmalschutzgesetzes (SDSchG) verzeichnete Denkmäler registriert

• über eventuelle Bodendenkmäler liegen keine Kenntnisse vor 

• die Planungsfläche wird als Ziergrünfläche durch die Anlieger und angrenzend als 
Einsaatgrünland genutzt, wobei hier nur ein sehr schmaler Randstreifen betroffen ist 

Schutzgut Mensch:

• am Standort besteht mit der reinen Wohnbebauung keine  besondere Lärmvorbelas-
tung

• eine besondere Qualität des Umfeldes als Erholungsraum ist nicht zu erkennen

• der die Fläche tangierende Feldwirtschaftsweg wird als Spazierstrecke durch die An-
wohner genutzt

Voraussichtlich erhebliche Umweltwirkungen

zu erwartende erhebliche Eingriffe auf die 
Schutzgüter und voraussichtlicher Kom-
pensationsbedarf

Schutzgut Biotope, Fauna und Flora:

• die geplante Erweiterung des reinen Wohngebietes reicht im nördlichen Abschnitt bis 
zu 2m über die aktuelle Einfriedung hinaus in den eutraphenten Saum; im südlichen 
Abschnitt sind es 1-5 m, für die gem. Rechtsplan die Anpflanzung einer Hecke vorzu-
sehen ist (wodurch sich gegenüber der derzeitigen Ausprägung als Zierrasen bzw. 
Einsaatwiese eine Biotopaufwertung ergibt) 

• auch ex post betrachtet ist die nicht legitimierte Ausdehnung in den Randbereich 
einer intensiv genutzten Ackerfläche (aktuell Einsaatwiese) durch eine zwar intensiv 
genutzte, aber diversere Struktur nicht als erheblicher Eingriff zu werten; setzt man 
den durch den rechtskräftigen B-Plan legitimierten Bestand als Ausgangswert zu 
Grunde, dann ergibt sich jedoch ein, wenngleich geringes, Bilanzdefizit, das durch 
entsprechende Maßnahmen kompensiert werden muss (vgl. Bilanz unten)

• die beiden wertgebenden Birnbäume befinden sich außerhalb des Erweiterungsberei-
ches und sind durch die Erweiterung nicht betroffen

Schutzgut Boden:

• aufgrund des hohen natürlichen Ertragspotenzials und der hohen Feldkapazität am 
Standort ergibt sich in der Gesamtbewertung nach dem Verfahren der HLNUG ein 
sehr hoher Bodenfunktionserfüllungsrad

• eine Erheblichkeit darf wg. der geringen Größe der Erweiterung ausgeschlossen wer-
den, hinzu kommt, dass  hier eine bereits bestehende Nutzung und Vorbelastung 
vorhanden ist

Schutzgut Wasser:

• auf der Planungsfläche befinden sich keine Oberflächengewässer

• auch hier lässt sich keine erhebliche Wirkung auf das Schutzgut (Grundwasser) ab-
leiten

Schutzgut Klima/Luft:

• erhebliche klimatische Effekte oder Belastungen sind ebenfalls ohne nähere Betrach-
tung auszuschließen

Schutzgut Landschaftsbild:

• durch die im südlichen Abschnitt der Erweiterung festgesetzte Heckenstruktur wird 
die aktuell offene Siedlungsstruktur optisch abgeschlossen, was aus der Sicht des 
Landschaftsbildes zunächst als Verbesserung zu werten ist; allerdings war auch im 
rechtsgültigen Bebauungsplan eine breite Heckenstruktur vorgesehen, die jedoch nie 
realisiert und stattdessen als private Ziergrünfläche angelegt wurde 

Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter:

• auch hier werden gegenüber dem Status quo keine grundsätzlichen Änderungen le-
gitimiert
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Kriterium Beschreibung

• aus der Aufgabe der ackerbaulichen Nutzung auf einer Fläche von ca. 140 m² kann 
eine erhebliche Wirkung nicht plausibel abgeleitet werden

• Kultur- und Baudenkmäler einschließlich Bodendenkmäler, archäologisch bedeuten-
de Landschaften oder in amtlichen Karten verzeichnete Gebiete sind für den Gel-
tungsbereich nicht bekannt

Schutzgut Mensch:

• im näheren Umfeld der Planungsfläche befinden sich keine ausgewiesenen Wander-
wege oder Erholungsgebiete

• erhebliche Wirkungen auf die menschliche Gesundheit oder die Erholungsfunktion 
dürfen aufgrund der Zielsetzung der Planung und der fehlenden Erholungseignung 
ausgeschlossen werden

Fazit:

• Gegenüber dem Status quo ergeben sich durch die Änderung des Bebauungsplanes 
keine relevanten Änderungen. Eine erhebliche Wirkung auf die Schutzgüter kann aus-
geschlossen werden. 

• Aus bilanzieller Sicht ist allerdings nicht der gegenwärtige Zustand, sondern die 
durch den rechtskräftigen Bebauungsplan legitimierte Nutzung zugrunde zu legen 
(s.u.).

Artenschutzrechtliche Relevanzprüfung

Zu den artenschutzrechtlich relevanten Ar-
ten zählen alle gemeinschaftsrechtlich ge-
schützten Tier- und Pflanzenarten d. h. alle 
streng geschützten Arten inklusive der 
FFH-Anhang-IV-Arten sowie alle europäi-
schen Vogelarten.

Avifauna:

• auf den aktuell von den Anwohnern intensiv genutzten Ziergrünflächen sind Brutvö-
gel unwahrscheinlich, sie sind allenfalls im angrenzenden Brombeersaum und even-
tuell im Kronenraum der beiden Birnbäume möglich, wobei hier jedoch ausschließlich 
sehr störungstolerante Siedlungsarten zu erwarten sind

• in den Unterständen und Gartenhäuschen sind trotz der intensiven Nutzung Gebäu-
debrüter wie der Hausrotschwanz nicht auszuschließen, dies ist jedoch insofern nicht 
planungsrelevant

Fledermäuse und sonstige Säugetiere:

• in Bezug auf die hier vermutlich jagenden Siedlungsarten gilt in Bezug auf eventuelle 
Quartiere das Gleiche: diese sind an den Unterständen und Gartenlauben sehr un-
wahrscheinlich, jedoch nicht vollständig auszuschließen, Quartiere in den Wohnge-
bäuden dürften jedoch sehr viel wahrscheinlicher sein; eine artenschutzrechtliche 
Relevanz lässt sich aus der geplanten Änderung des Bebauungsplanes nicht ableiten

• als Reproduktionsraum der Wildkatze kommt der Standort aufgrund der Siedlungsnä-
he und aufgrund des Fehlens geeigneter Versteckmöglichkeiten nicht in Frage 

• ebenso darf die Haselmaus ausgeschlossen werden, die auf dichte i.d.R. beeren- oder 
nussreiche Gehölzflächen angewiesen ist

Sonstige:

• ein Vorkommen anderer prüfrelevanter Arten bzw. Artengruppen (Reptilien, Amphi-
bien) kann für den Standort aufgrund der Habitatausstattung (v.a. fehlende Oberflä-
chengewässer, fehlende „Reptilienhabitate“) ausgeschlossen werden

• auch eine besondere Bedeutung für planungsrelevante Schmetterlingsarten lässt sich 
aufgrund der Habitatausprägung (im Fall des Feuchtgrünland/Feuchtbrachen bewoh-
nenden Großen Feuerfalters) bzw. der floristischen Ausstattung, i.e. des Fehlens art-
spezifischer Nahrungspflanzen (Thymus/Origanum/Sanguisorba officinalis für die re-
levanten Maculinea-Arten, Scabiosa columbaria/Succisa pratensis/Gentiana spp. für 
Euphydryas aurinia) nicht ableiten

Fazit:

• aus der Relevanzbetrachtung ergibt sich keine Notwendigkeit einer weiteren arten-
schutzrechtlichen Einzelfallprüfung 
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Kriterium Beschreibung

Umwelthaftung

Auswirkungen im Sinne des Umweltscha-
densgesetzes

• die Erweiterungsfläche besitzt keine essentielle Bedeutung als Lebensraum i.S.d. § 
19, Abs. 3 Nr. 1, BNatSchG 

• relevante Arten kommen nicht vor oder es kann im Falle der hier potenziell vorkom-
menden Arten(gruppen) keine Verschlechterung des Erhaltungszustandes prognosti-
ziert werden kann

• Lebensräume n. Anh. 1 der FFH-Richtlinie sind nicht betroffen 

• eine Freistellung von der Umwelthaftung ist im Zuge der Änderung und Erweiterung 
möglich

Maßnahmen und Bilanz

Ausgleichsbedarf i.S.d. Eingriffsregelung 
und artenschutzrechtlicher Kompensa-
tionsbedarf; Maßnahmenbeschreibung

• gegenüber dem Status quo ergibt sich aus der B-Plan-Änderung ein Bilanzüberschuss 
(8.896 – 8.881 = 15 ÖW), der im Wesentlichen aus der Anpflanzung der Hecke auf 
einer bisher als Zierrasen angelegten Fläche bzw. auf einer intensiv genutzten Ein-
saatwiese resultiert

• es muss hier jedoch die bisher durch den rechtsgültigen B-Plan legitimierte Nutzung 
gegenüber der geplanten Änderung bilanziert werden, dabei ergibt sich folgende 
Bilanz:

• damit ergibt sich ein Bilanzdefizit von 11.087 – 8.896 = 2.191 ÖW

• hinzu kommt der im rechtskräftigen B-Plan zum Erhalt festgesetzte Solitärbaum, der 
mittlerweile entfernt und durch eine erneute Anpflanzung zu ersetzen ist 

• zum Ausgleich des Bilanzdefizites wird folgende Maßnahme vorgeschlagen:

• Anpflanzung einer Obstbaumreihe bzw. eines Obstwiesenstreifens im nördlich 
angrenzenden Offenland nach dem Muster der bereits bestehen Obstbaumrei-
hen, vorzugsweise auf einem der Flurstücke 1066 bis 1070 oder 1090/2
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Kriterium Beschreibung

• alternativ wäre ein breitere (mind. 5-7 m) naturraumtypische Hecke außerhalb 
des Erweiterungsbereiches vorzusehen, in die die beiden Birnbaum-Solitäre inte-
griert werden

• eine detaillierte Maßnahmenplanung mit Bilanz wird noch vorgelegt, die zu erwar-
tende Aufwertung dürfte jedoch bei weitem zum vollständigen Ausgleich des Bilanz-
defizites ausreichen

• für die im B-Plan festgesetzte Heckenanpflanzung innerhalb des Geltungsbereiches 
gelten folgende Vorgaben: standorttypischen Straucharten (z.B. ein- bzw. zweigriffli-
ger Weißdorn, Schlehe, Blutroter Hartriegel, Hasel, Feldahorn), Pflanzqualität: Str. 2xv 
60-100, Pflanzabstand: 1,50 m x 1,50 m; herkunftsgesicherte Gehölze mit der regio-
nalen Herkunft „Westdeutsches Bergland und Oberrheingraben“ (Region 4) nach 
dem Leitfaden zur Verwendung gebietseigener Gehölze (BMU, Januar 2012)

Geltendes Planungsrecht

Flächennutzungsplan Darstellung: Wohnbaufläche (Quelle: FNP der Gemeinde Gersheim)

Entwicklungsgebot gem. § 8 Abs. 2 BauGB erfüllt.
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Kriterium Beschreibung

1. Änderung des Bebauungsplanes „Hinter 
den Augärten, 2. BA“ (1995)

Lage teilweise innerhalb des Geltungsbereiches 1. Änderung des Bebauungsplanes „Hin-
ter den Augärten, 2. BA“ aus dem Jahr 1995 (Quelle: Gemeinde Gersheim).

Relevante Festsetzungen:

• Reines Wohngebiet / Allgemeines Wohngebiet

• GRZ: 0,4; GFZ: 0,5; ein Vollgeschoss, offene Bauweise; Einzelhäuser

• Nebenanlagen und Garagen nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen

• private Grünfläche / Dauerkleingärten 

• Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

• Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen



3. Änderung und Erweiterung „Hinter den Augärten , 2. BA“, Gde. Gersheim 15 www.kernplan.de

Kriterium Beschreibung

2. Änderung des Bebauungsplanes „Hinter 
den Augärten, 2. BA“ (2005)

Lage teilweise innerhalb des Geltungsbereiches 2. Änderung des Bebauungsplanes „Hin-
ter den Augärten, 2. BA“ aus dem Jahr 2005 (Quelle: Gemeinde Gersheim).

Relevante Festsetzungen:

• Allgemeines Wohngebiet 

• GRZ: 0,4; GFZ: 0,5; ein Vollgeschoss, offene Bauweise; Einzelhäuser

• Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

Die übrigen Festsetzungen aus der rechtskräftigen 1. Änderung des Bebauungsplanes 
wurden übernommen.
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Nachfolgend werden nur die Festsetzungen 
begründet, die sich aufgrund der Anpas-
sung des bestehenden Planungsrechtes än-
dern.

Art der baulichen Nutzung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 - 14 
BauNVO

Reines Wohngebiet (WR)

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §  6 
BauNVO

Ein Zentrales Anliegen der vorliegenden Än-
derung und Erweiterung des Bebauungs-
planes ist die Verlagerung der ursprüngli-
chen Festsetzung zum Anpflanzen von Bäu-
men, Sträuchern und sonstigen Bepflanzun-
gen in den angrenzenden Außenbereich 
und die Anpassung der bisherige Flächenin-

anspruchnahme in den Gartenbereichen, 
die nicht über die bisherigen Festsetzungen 
abgedeckt ist, an die aktuellen Gegeben-
heiten.

Hierzu wird der zeichnerisch zu ändernde 
Bereich als Reines Wohngebiet analog der 
Bestandsbebauung festgesetzt. 

Die Festsetzung ist aus der rechtskräftigen 
1. Änderung des Bebauungsplan „Hinter 
den Augärten, 2. BA“ übernommen.

Um den Gebietscharakter des von 
Wohnnutzung dominierten Umfeldes nicht 
zu gefährden sind nicht alle Nutzungen des 
Kataloges des Reinen Wohngebietes an die-
sem Standort realisierungsfähig, so sind An-
lagen zur Kinderbetreuung, die den Bedürf-
nissen der Bewohner des Gebiets dienen, 
im Sinne des § 3 Abs. 3 BauNVO nur aus-
nahmsweise zulässig. 

Die weiteren Ausnahmen gem. § 3 Abs. 3 
BauNVO werden analog der rechtskräftigen 
1. Änderung des Bebauungsplan „Hinter 
den Augärten, 2. BA“ übernommen.

An anderer Stelle im Gemeindegebiet sind 
ausreichend Flächen bzw. geeignetere 
Standorte für die ausnahmsweise zulässi-
gen Nutzungen vorhanden. 

Überbaubare und nicht über-
baubare Grundstücksflächen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. §  23 
BauNVO

Untergeordnete Nebenanlagen und Einrich-
tungen sind auch außerhalb der überbau-
baren Grundstücksflächen zulässig, sofern 
sie dem Nutzungszweck der in dem Bauge-
biet gelegenen Grundstücken oder des Bau-
gebietes selbst dienen und seiner Eigenart 

Begründungen der Festsetzungen und 
weitere Planinhalte

Ausschnitt der Planzeichnung der 3. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplanes, ohne Maßstab; Quelle: Kernplan

1. ÄNDERUNG DES BEBAUUNGSPLANES „HINTER DEN AUGÄRTEN, 2. BA“ (1995) 

Für die Verfahrensdurchführung und die Festsetzun-
gen gelten u.a. folgende Gesetze und Verordnungen 
in den jeweils gültigen Fassungen:

• Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
4. Januar 2023 (BGBl. I Nr. 6).

• Verordnung über die bauliche Nutzung der Grund-
stücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 
2017 (BGBl. I S. 3786), geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBI. I S. 1802).

• Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne 
und die Darstellung des Planinhalts (PlanZV) vom 
18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 
(BGBI. I S. 1802).

• Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 
(Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29. 
Juli 2009 (BGBI. I S. 2542), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 8. Dezember 2022 
(BGBI. I S. 2240).

• Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17. März 1998 
(BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Artikel 7 
des Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. I S. 
306).

• § 12 des Kommunalselbstverwaltungsgesetzes 
(KSVG) des Saarlandes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 27. Juni 1997 (Amtsbl. S. 
682), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 12. Oktober 2022 (Amtsbl. I S. 1296).

• Gesetz zum Schutz der Natur und Heimat im Saar-
land - Saarländisches Naturschutzgesetz - (SNG) - 
vom 05. April 2006 (Amtsbl. 2006 S. 726), zuletzt 
geändert durch Artikel 162 des Gesetzes vom 8. 
Dezember 2021 (Amtsbl. I S. 2629).

• Saarländisches Denkmalschutzgesetz (SDschG) 
(Art. 3 des Gesetzes Nr. 1946 zur Neuordnung des 
saarländischen Denkmalschutzes und der saarlän-
dischen Denkmalpflege) vom 13. Juni 2018 
(Amtsbl. 2018, S. 358), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 260 des Gesetzes vom 8. Dezember 2021 
(Amtsbl. I S. 2629).

• Saarländisches Gesetz zur Ausführung des Bun-
des-Bodenschutzgesetzes (Saarländisches Boden-
schutzgesetz - SBodSchG) vom 20. März 2002 
(Amtsbl. 2002 S. 990), zuletzt geändert durch das 
Gesetz vom 21. November 2007 (Amtsbl. S. 2393).

GESETZLICHE GRUNDLAGEN

HINWEISE

Verfahren

• Die 3. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplanes „Hinter den Augärten, 2. BA“ ersetzt in ihrem 
Geltungsbereich die 1. Änderung des Bebauungsplanes „Hinter den Augärten, 2. BA“ und 2. Änderung des 
Bebauungsplanes „Hinter den Augärten, 2. BA“ ausschließlich in den getroffenen Regelungsinhalten bzw. 
im Bereich der zeichnerischen Änderungen. Im Übrigen gelten die Festsetzungen der 1. Änderung des 
Bebauungsplanes „Hinter den Augärten, 2. BA“ vom 01.09.1995 sowie der 2. Änderung des 
Bebauungsplanes „Hinter den Augärten, 2. BA“ vom 20.06.2005 unverändert fort. 

Artenschutz

• Nach § 39 Abs. 5 Punkt 2 BNatschG ist es grundsätzlich verboten, Bäume, die außerhalb des Waldes, von 
Kurzumtriebsplantagen oder gärtnerisch genutzten Grundfl ächen stehen, Hecken, lebende Zäune, 
Gebüsche und andere Gehölze in der Zeit vom 1. März bis zum 30. September abzuschneiden oder auf 
den Stock zu setzen.

Denkmalschutz

• Baudenkmäler und Bodendenkmäler sind nach heutigem Kenntnisstand von der Planung nicht betroffen. 
Auf die Anzeigepfl icht von Bodenfunden und das Veränderungsverbot (§ 16 Abs. 1 und 2 SDschG) wird 
hingewiesen. Zudem wird auf § 28 SDschG (Ordnungswidrigkeiten) hingewiesen.

Kampfmittel

• Seit dem 30.06.2022 erfolgen in Bebauungsplanverfahren keine Bewertungen des Kampfmittelbeseitigungs-
dienstes mehr zur Gefahr von Bauvorhaben durch Vorhandensein von Kampfmitteln / Munitionsfunden. 
Dies ist im Zuge der weiteren Detailplanung eigenverantwortlich bei der Fachbehörde anzufragen oder eine 
Klärung durch eine zu beauftragende Fachfi rma herbeizuführen.

Altlasten

• Sind im Planungsgebiet Altlasten oder altlastverdächtige Flächen bekannt, oder ergeben sich bei späteren 
Bauvorhaben Anhaltspunkte über schädliche Bodenveränderungen, besteht gemäß § 2 Abs. 1 Saarländisches 
Bodenschutzgesetz (SBodSchG) die Verpfl ichtung, das Landesamt für Umwelt- und Arbeitsschutz in seiner 
Funktion als Untere Bodenschutzbehörde zu informieren.

Hochwasser / Starkregen

• Hinsichtlich der klimatischen Veränderungen ist darauf zu achten, dass die Oberfl ächenabfl üsse aufgrund 
von Starkregenereignissen einem kontrollierten Abfl uss zugeführt werden. Den umliegenden Anliegern darf 
kein zusätzliches Risiko durch unkontrollierte Überfl utungen entstehen. Hierfür sind bei der 
Oberfl ächenplanung vorsorglich entsprechende Maßnahmen vorzusehen. Besondere Maßnahmen zur 
Abwehr von möglichen Überfl utungen sind während der Baudurchführung und bis hin zur endgültigen 
Begrünung und Grundstücksgestaltung durch die Grundstückseigentümer zu bedenken.

Die Einsicht in die verwendeten Normen und Richtlinien ist im Bauamt der Gemeinde Gersheim  
möglich.

VERFAHRENSVERMERKE

• Der Gemeinderat der Gemeinde Gersheim hat am 
__.__.____ die Einleitung des Verfahrens zur 3. 
Änderung und Erweiterung des Bebauungsplanes 
„Hinter den Augärten, 2. BA” beschlossen (§ 2 
Abs. 1 BauGB).

• Der Beschluss, diesen Be bau ungs plan zu ändern 
und zu erweitern, wurde am __.__.____ ortsüb-
lich bekanntgemacht (§ 2 Abs. 1 BauGB).

• Es wird bescheinigt, dass die im räumlichen Gel-
tungsbereich der Änderung und Erweiterung des 
Bebauungs planes gelegenen Flurstücke hinsicht-
lich ihrer Grenzen und Bezeichnungen mit dem 
Liegen schaftskataster übereinstimmen.

• Die Öffentlichkeit wurde im Rahmen einer Unter-
richtung in der Zeit vom __.__.____ bis ein-
schließlich __.__.____ frühzeitig beteiligt (§  3 
Abs. 1 BauGB).

• Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange sowie die Nachbargemeinden, deren Aufga-
benbereich von der Planung berührt werden kann, 
wurden mit Schreiben vom __.__.____ frühzeitig 
beteiligt und von der Planung unterrichtet und um 
Äußerung auch im Hinblick auf den erforderlichen 
Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprü-
fung nach § 2 Abs. 4 BauGB (Scoping) aufgefor-
dert (§ 4 Abs. 1 BauGB). Ihnen wurde eine Frist bis 
zum __.__.____ zur Stellung nahme eingeräumt.

• Der Gemeinderat der Gemeinde Gersheim hat in 
seiner Sitzung am __.__.____ den Entwurf ge-
billigt und die  öffentliche Auslegung der 3. Ände-
rung und Erweiterung des Bebauungsplanes „Hin-
ter den Augärten, 2. BA” beschlossen (§ 3 Abs. 2 
BauGB).

• Der Entwurf der 3. Änderung und Erweiterung 
des Bebauungsplanes „Hinter den Augärten, 2. 
BA”, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) 
und dem Textteil (Teil B) sowie der Begründung, 
hat in der Zeit vom __.__.____ bis ein schließlich 
__.__.____ öffentlich ausgelegen (§ 3 Abs. 2 
BauGB). 

• Ort und Dauer der Auslegung wurden mit dem 
Hinweis, dass Stellungnahmen während der Aus-
legungsfrist von jedermann schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch per Mail abgegeben wer-
den können, dass nicht fristgerecht abgegebene 
Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über 
den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben kön-
nen, am __.__.____ ortsüblich bekannt gemacht 
(§ 3 Abs. 2 BauGB).

• Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange sowie die Nachbargemeinden wurden mit 
Schreiben vom __.__.____ von der Auslegung 
benachrichtigt (§ 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 
BauGB und § 2 Abs. 2 BauGB). Ihnen wurde eine 
Frist bis zum __.__.____ zur Stellung nahme ein-
geräumt. 

• Während der öffentlichen Auslegung gingen sei-
tens der Behörden und der sonstigen Träger öf-
fentlicher Belange sowie der Bürger Anregungen 
und Stellungnahmen ein. Die Abwägung der vor-
gebrachten Bedenken und Anregungen erfolgte 
durch den Gemeinderat am __.__.____. Das Er-
gebnis wurde denjenigen, die Anregungen und 
Stellungnahmen vorgebracht haben, mitgeteilt (§ 
3 Abs. 2 Satz 4 BauGB).

• Der Gemeinderat hat am __.__.____ die 3. Ände-
rung und Erweiterung des Bebauungsplanes „Hin-
ter den Augärten, 2. BA” als Satzung beschlossen 
(§ 10 Abs. 1 BauGB). Der Bebauungsplan besteht 
aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil 
(Teil B) sowie der Begründung.

• Die 3. Änderung und Erweiterung des 
Bebauungsplanes „Hinter den Augärten, 2. BA” 
wird hiermit als Satzung ausgefertigt.

 Gersheim, den __.__.____   

 ________________
 Der Bürgermeister

• Der Satzungsbeschluss wurde am __.__.____ 
ortsüblich bekannt gemacht (§ 10 Abs. 3 BauGB). 
In dieser Bekanntmachung ist auf die Möglichkeit 
der Einsichtnahme, die Voraussetzungen für die 
Geltendmachung der Verletzung von Vorschrif-
ten sowie auf die Rechtsfolgen der §§ 214, 215 
BauGB, ferner auf Fälligkeit und Erlöschen der 
Entschädigungsansprüche gem. § 44 Abs. 3 Satz 
1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und auf die Rechts-
folgen  des § 12 Abs. 6 KSVG hingewiesen worden.

• Mit dieser Bekanntmachung tritt die 3. Änderung 
und Erweiterung des Bebauungsplanes „Hinter 
den Augärten, 2. BA”, bestehend aus der Plan-
zeich nung (Teil A) und dem Textteil (Teil B) sowie 
der Begründung, in Kraft (§ 10 Abs. 3 BauGB).

 Gersheim, den __.__.____   

 ________________
 Der Bürgermeister

TEIL A: PLANZEICHNUNG

1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG
GEM. § 9 ABS. 1 BAUGB I.V.M. §§ 1-14 
BAUNVO

1.1 REINES WOHNGEBIET (WA)

zulässig sind:

ausnahmsweise zulässig sind:

Siehe Plan; gem. § 3 BauNVO

gem. § 3 Abs. 2 BauNVO

1. Wohngebäude,

gem. § 3 Abs. 3 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5 BauNVO

1. Anlagen zur Kinderbetreuung, die den Bedürfnissen 
der Bewohner des Gebiets dienen,

2. Läden und nicht störende Handwerksbetriebe, die 
zur Deckung des täglichen Bedarfs für die 
Bewohner des Gebiets dienen, sowie kleine 
Betriebe des Beherbergungsgewerbes,

3. sonstige Anlagen für soziale Zwecke sowie den 
Bedürfnissen der Bewohner des Gebiets dienende 
Anlagen für kirchliche, kulturelle, gesundheitliche 
und sportliche Zwecke.

2.  ÜBERBAUBARE UND NICHT ÜBERBAUBARE
 GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB I.V.M. § 23 

BAUVNO

Siehe Plan. 
Die überbaubaren Grundstücksfl ächen sind im 
Bebauungsplangebiet durch die Festsetzung von 
Baugrenzen bestimmt. Gem. § 23 Abs. 3 BauNVO dür-
fen Gebäude und Gebäudeteile die Baugrenze nicht 
überschreiten. Demnach sind die Gebäude innerhalb 
des im Plan durch Baugrenzen defi nierten Standortes 
zu errichten. Ein Vortreten von Gebäudeteilen in 
geringfügigem Ausmaß kann zugelassen werden.

Außerhalb der überbaubaren Grundstücksfl ächen sind 
untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen (§ 
14 BauNVO) zulässig, die dem Nutzungszweck der 
in dem Baugebiet gelegenen Grundstücke oder des 
Baugebietes selbst dienen und die seiner Eigenart 
nicht widersprechen. Die Ausnahmen des § 14 Abs. 
2 BauNVO gelten entsprechend. Das gleich gilt für 
bauliche Anlagen, soweit sie nach Landesrecht in den 
Abstandsfl ächen zulässig oder zugelassen werden 
können. 

TEIL B: TEXTTEIL
FESTSETZUNGEN (GEM. § 9 BAUGB + BAUNVO)
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Kirchenstraße 12 · 66557 Illingen
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3. Änderung und Erweiterung des 
Bebauungsplanes „Hinter den Augärten, 2. BA“
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PLANGEBIET

PLANZEICHENERLÄUTERUNG
GELTUNGSBEREICH DER TEXTLICHEN ÄNDERUNG UND ERWEITERUNG 
DES BEBAUUNGSPLANES
(§ 9 ABS. 7 BAUGB)

GELTUNGSBEREICH DER ZEICHNERISCHEN ÄNDERUNG UND 
ERWEITERUNG DES BEBAUUNGSPLANES
(§ 9 ABS. 7 BAUGB)

REINES WOHNGEBIET
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 3 BAUNVO)

ANPFLANZUNG VON BÄUMEN, STRÄUCHERN UND SONSTIGEN 
BEPFLANZUNGEN
(§ 9 ABS. 1 NR. 25 A BAUGB)

Die 3. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplanes „Hinter den Augärten, 2. BA“ ersetzt in ihrem Gel-
tungsbereich die 1. Änderung des Bebauungsplanes „Hinter den Augärten, 2. BA“ und 2. Änderung des 
Bebauungsplanes „Hinter den Augärten, 2. BA“ ausschließlich in den nachfolgend getroffenen Regelungsin-
halten sowie im Bereich der in der Planzeichnung dargestellten zeichnerischen Änderungen. Im Übrigen gel-
ten die Festsetzungen der 1. Änderung des Bebauungsplanes „Hinter den Augärten, 2. BA“ vom 01.09.1995 
sowie der 2. Änderung des Bebauungsplanes „Hinter den Augärten, 2. BA“ vom 20.06.2005 unverändert fort. 

DIE KATASTERGRUNDLAGE IST IM ORIGINAL BESTÄTIGT
Stand Katastergrundlage 10.10.2022

2. ÄNDERUNG DES BEBAUUNGSPLANES 
„HINTER DEN AUGÄRTEN, 2. BA“ (2005) 

Quelle: Gemeinde Gersheim; Bearbeitung: Kernplan GmbH 

Quelle: Gemeinde Gersheim; Bearbeitung: Kernplan GmbH 

3.  NEBENANLAGEN UND GARAGEN
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 4 BAUGB

Innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen.
Diese Festsetzung entfällt ersatzlos.

4.  ANPFLANZUNG VON BÄUMEN, 
STRÄUCHERN UND SONSTIGEN 
BEPFLANZUNGEN

 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 25 A BAUGB

Als Abschluss der privat genutzten Freiflächen gegen-
über dem Außenbereich ist innerhalb der entsprechend 
gekennzeichneten Fläche je nach Breite eine 1 – 3-zei-
lige Hecke aus naturraumtypischen, vorwiegend dicht-
wachsenden und/oder spät laubwerfenden 
Straucharten wie z.B. ein- bzw. zweigriffligem 
Weißdorn, Schlehe, Feldahorn, Blutrotem Hartriegel 
und Hasel anzupflanzen (Pflanzabstand 1 x 1,5 m). Es 
sind herkunftsgesicherte Gehölze mit der regionalen 
Herkunft „Westdeutsches Bergland und 
Oberrheingraben“ (Region 4) nach dem Leitfaden zur 
Verwendung gebietseigener Gehölze (BMU, Januar 
2012) zu verwenden (Pflanzqualität Str. 2xv 60-100).

5. GRENZE DES RÄUMLICHEN 
GELTUNGSBEREICHES
GEM. § 9 ABS. 7 BAUGB

Siehe Plan.
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nicht widersprechen. Damit ist eine zweck-
mäßige Bebauung der Grundstücke mit den 
erforderlichen Nebenanlagen und Einrich-
tungen sichergestellt, ohne gesondert Bau-
fenster ausweisen zu müssen.

Die ursprüngliche Festsetzung, dass Neben-
anlagen und Garagen nur innerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen zulässig 
sind, kann hierdurch entfallen.

Diese Festsetzung setzt das Planungsziel 
der 3. Änderung und Erweiterung des 
Bebauungsplanes maßgeblich um.

Anpflanzen von Bäumen, Sträu-
chern und sonstigen Bepflan-
zungen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB

Mit den getroffenen grünordnerischen Fest-
setzung wird die geplante Verlagerung der 
ursprünglichen Festsetzung zum Anpflan-
zen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen in den angrenzenden 
Außenbereich gewährleistet.

Aufgrund der Ortsrandlage des Plangebietes 
im Übergang zur nördlich angrenzenden 
freien Landschaft ist die Eingrünung des 
Wohngebietes von besonderer Bedeutung.

Die getroffene grünordnerische Festsetzung 
stellt somit eine strukturreiche und optisch 
ansprechende Eingrünung des Wohngebie-
tes sicher. 
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Abwägung der öffentlichen und 
privaten Belange

Für jede städtebauliche Planung ist das Ab-
wägungsgebot gem. § 1 Abs. 7 BauGB von 
besonderer Bedeutung. Danach muss die 
Kommune als Planungsträgerin bei der Än-
derung und Erweiterung eines Bebauungs-
planes die öffentlichen und privaten Belan-
ge gegeneinander und untereinander ge-
recht abwägen. Die Abwägung ist die 
eigentliche Planungsentscheidung. Hier 
setzt die Kommune ihr städtebauliches Kon-
zept um und entscheidet sich für die Be-
rücksichtigung bestimmter Interessen und 
die Zurückstellung der dieser Lösung ent-
gegenstehenden Belange.

Die Durchführung der Abwägung impliziert 
eine mehrstufige Vorgehensweise, die aus 
folgenden vier Arbeitsschritten besteht:

• Sammlung des Abwägungsmaterials 
(siehe „Auswirkungen der Planung“)

• Gewichtung der Belange (siehe „Ge-
wichtung des Abwägungsmaterials“)

• Ausgleich der betroffenen Belange (sie-
he „Fazit“)

• Abwägungsergebnis (siehe „Fazit“)

Auswirkungen der Planung auf 
die städtebauliche Ordnung und 
Entwicklung sowie die natür-
lichen Lebensgrundlagen

Hinsichtlich der städtebaulichen Ordnung 
und Entwicklung bzw. der natürlichen 
Lebensgrundlagen (im Sinne des § 1 Abs. 6 
BauGB) sind insbesondere folgende mögli-
che Auswirkungen beachtet und in die Än-
derung und Erweiterung des 
Bebauungsplanes eingestellt:

Auswirkungen auf die allgemeinen 
Anforderungen an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse

Dieser Planungsgrundsatz präzisiert die we-
sentlichen Grundbereiche menschlichen Da-
seins. Er enthält die aus den allgemeinen 
Planungsgrundsätzen entwickelte Forde-
rung für Bauleitpläne, dass die Bevölkerung 
bei der Wahrung der Grundbedürfnisse ge-
sunde und sichere Wohn- und Arbeitsbedin-
gungen vorfindet.

Das bedeutet, dass Wohn- und Arbeitsstät-
ten so entwickelt werden sollen, dass Be-
einträchtigungen vom Plangebiet auf die 
Umgebung und von der Umgebung auf das 
Plangebiet vermieden werden. Dies kann 
erreicht werden, indem unvereinbare Nut-
zungen voneinander getrennt werden.

Die Festsetzungen wurden so gewählt, dass 
sie den aktuellen Gegebenheiten im Plan-
gebiet entsprechen. Die Festsetzungen für 
den Bereich der Erweiterung werden größ-
tenteils aus den bestehenden rechtskräfti-
gen Änderungen des Bebauungsplanes 
„Hinter den Augärten, 2. BA“ übernom-
men. Lediglich die Anpflanzungsmaßnahme 
wurde neu definiert. Ansonsten werden le-
diglich Anpassungen bei der Festsetzung 
der Nebenanlagen vorgenommen, die be-
reits heute außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen in weiten Teilen des 
Plangebietes vorhanden sind.

Es kommt somit zu keinen nachteiligen Aus-
wirkungen auf gesunde Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse durch die vorgesehene 
Planung.

Die 3. Änderung und Erweiterung des 
Bebauungsplanes  „Hinter den Augärten, 2. 
BA“ kommt somit der Forderung, dass die 
Bevölkerung bei der Wahrung der 
Grundbedürfnisse gesunde und sichere 
Arbeitsbedingungen vorfindet, in vollem 
Umfang nach.

Auswirkungen auf die Gestaltung des 
Orts- und Landschaftsbildes

Das Orts- und Landschaftsbild wird durch 
die Planung nicht negativ beeinflusst. Das 
Plangebiet ist bereits größtenteils bebaut. 

Von Nebenanlagen gehen naturgemäß kei-
ne nachteiligen Auswirkungen auf der Orts- 
und Landschaftsbild aus. 

Auswirkungen auf umweltschützende 
Belange

Es handelt sich um die geringfügige Erwei-
terung einer bereits in dem Flächennut-
zungsplan vorgesehenen Wohnbaufläche. 

Der Geltungsbereich weist durch die be-
stehenden Nutzungen in der unmittelbaren 
Umgebung (Ortsrandlage mit bestehender 
Wohnbebauung) mit den entsprechenden 

Überbauungen und Versiegelungen, Bewe-
gungsunruhen sowie Lärmemissionen und 
den daraus resultierenden Störungen be-
reits eine Vorbelastung auf.

Aufgrund der bestehenden Vorbelastungen 
sind die Lebensraumstrukturen des Plange-
biets und der näheren Umgebung einge-
schränkt, so dass der Geltungsbereich aktu-
ell keine besondere Wertigkeit für Tiere und 
Pflanzen hat. Auch hinsichtlich der Arten 
und Biotope sowie der biologischen Vielfalt 
ist der Geltungsbereich beeinträchtigt. Das 
Gebiet hat keine besondere naturschutz-
fachliche oder ökologische Bedeutung. Von 
dem Planvorhaben sind keine gesetzlich ge-
schützten Biotope, FFH-Lebensraumtypen 
und bestandsgefährdeten Biotoptypen oder 
Tier- und Pflanzenarten betroffen. Es kom-
men ebenfalls keine Tier- oder Pflanzenar-
ten mit besonderem Schutzstatus vor, so 
dass den geplanten Nutzungen auch keine 
artenschutzrechtlichen Belange entgegen-
stehen. Gebiete von gemeinschaftlicher Be-
deutung sind nicht betroffen.

Die Änderung und Erweiterung hat nach 
derzeitigem Kenntnisstand insgesamt gese-
hen keine erheblichen negativen, nicht aus-
gleichbaren Beeinträchtigungen des Natur-
haushalts zur Folge. 

Wird nach Vorlage des Umweltberichtes er-
gänzt.

Auswirkungen auf die Belange des 
Hochwasserschutzes / Starkregens

Aufgrund der Lage des Plangebietes sind 
während der Baudurchführung und bis hin 
zur endgültigen Begrünung und Grund-
stücksgestaltung besondere Maßnahmen 
zur Abwehr von möglichen Überflutungen 
durch den Grundstückseigentümer zu be-
denken. Den umliegenden Anliegern wird 
folglich kein zusätzliches Risiko durch un-
kontrollierte Überflutungen entstehen. In-
sofern kann davon ausgegangen werden, 
dass die Belange des Hochwasserschutzes  /
Starkregens durch das Vorhaben nicht ne-
gativ beeinträchtigt werden.

Auswirkungen des Bebauungsplanes, Abwägung
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Auswirkungen auf die Belange der 
Land- und Forstwirtschaft

Durch die vorliegende 3. Änderung und Er-
weiterung des Bebauungsplanes wird eine 
ca. 290 m2 große landwirtschaftlich genutz-
te Fläche (Grünlandfläche) in Anspruch ge-
nommen. Aufgrund der überschaubaren be-
troffenen Flächengröße sowie aufgrund der 
Tatsache, dass es sich um kein Vorranggebiet 
für die Landwirtschaft handelt, d. h. dem 
Gebiet aus landesplanerischer Sicht keine 
besondere Bedeutung für die Landwirt-
schaft zugewiesen wird, ist eine Inan-
spruchnahme der betroffenen Grünlandflä-
che vertretbar.

Forstwirtschaftliche Belange werden durch 
die Planung nicht berührt.

Auswirkungen auf die Belange des 
Verkehrs und auf die Belange der Ver- 
und Entsorgung

Die Belange des Verkehrs werden durch die 
vorliegende Planung nicht negativ beein-
trächtigt. 

Durch die vorliegende Änderung und Erwei-
terung des Bebauungsplanes wird kein, 
über das bisher bereits planungsrechtlich 
zulässige Maß, zusätzliches Verkehrsauf-
kommen erzeugt.  

Die Belange der Ver- und Entsorgung wer-
den ausreichend berücksichtigt. Die not-
wendige Ver- und Entsorgungsinfrastruktur 
und Anschlusspunkte sind in unmittelbarer 
Umgebung des Plangebietes bereits grund-
sätzlich vorhanden. Unter Beachtung der 
Kapazitäten ist die Ver- und Entsorgungsin-
frastruktur als ordnungsgemäß sicherge-
stellt zu erachten.

Auswirkungen auf Belange des 
Klimas

Im Zuge der Realisierung der vorgesehenen 
Planung kommt es zwar zu neuen Versiege-
lungen; aufgrund des überschaubaren Flä-
chenumfangs, der von Nebenanlagen aus-
geht, können negative Auswirkungen auf 
die Belange des Klimas jedoch aus-ge-
schlossen werden.

Auswirkungen auf private Be-
lange

Durch die Planung ergeben sich für die 
Grundstückseigentümer keine negativen 
Folgen. 

Wie die vorangegangenen Ausführungen 
belegen, werden die Nutzbarkeit und der 
Wert der Grundstücke, auch der Grundstü-
cke im Umfeld, nicht in einer Art und Weise 
eingeschränkt, die dem Einzelnen unzumut-
bar ist. Vielmehr wird das Planungsrecht an 
die aktuellen Gegebenheiten angepasst, 
wodurch die einzelnen Grundstücke baulich 
auch mit Nebenanlagen nutzbar sind.

Die Zulässigkeit von Nebenanlagen ist er-
gänzend auch noch in der Landesbauord-
nung geregelt. Die Dimensionierung der 
überbaubaren Grundstücksfläche hat dabei 
auch nachbarschützende Wirkung. An den 
Baufenstern werden keine Änderungen vor-
genommen. Nebenanlagen sind der Haupt-
nutzung untergeordnet, sodass gebietsin-
tern nicht mit nachteiligen Auswirkungen 
zu rechnen ist.

Auswirkungen auf alle sonsti-
gen Belange

Alle sonstigen bei der Aufstellung von Bau-
leitplänen laut § 1 Abs. 6 BauGB zu berück-
sichtigenden Belange werden nach jetzi-
gem Kenntnisstand durch die Planung nicht 
berührt.

Gewichtung des  
Abwägungsmaterials

Gemäß dem im Baugesetzbuch verankerten 
Abwägungsgebot (§ 1 Abs. 7 BauGB) wur-
den die bei der Abwägung zu berücksichti-
genden öffentlichen und privaten Belange 
gegeneinander und untereinander gerecht 
abgewogen und entsprechend ihrer Bedeu-
tung in die vorliegende Änderung und Er-
weiterung eingestellt.

Argumente für die Verabschie-
dung der 3.  Änderung und Er-
weiterung des Bebauungsplanes

• Anpassung des Planungsrechtes an die 
aktuellen Gegebenheiten innerhalb des 
Plangebietes, hauptsächlich Regelung 
der Zulässigkeit von Nebenanlagen 

• keine entgegenstehenden naturschutz-
rechtlichen und landesplanerischen Vor-
gaben, keine umweltschützenden Be-
lange betroffen, 

• keine negativen Auswirkungen auf das 
Orts- und Landschaftsbild

• keine negativen Auswirkungen auf die 
Belange des Hochwasserschutzes 

• keine erheblichen Auswirkungen auf die 
Belange der Landwirtschaft 

• keine Auswirkungen auf die Belange 
der Forstwirtschaft

• keine negativen Auswirkungen auf die 
Belange des Verkehrs; die Erschließung 
ist gesichert

• keine negativen Auswirkungen auf die 
Ver- und Entsorgung

• keine Auswirkungen auf die Belange 
des Klimaschutzes

• keine Beeinträchtigung privater Belan-
ge

Argumente gegen die 3.  
Änderung und Erweiterung des 
Bebauungsplanes

Es sind keine Argumente bekannt, die 
gegen die 3. Änderung und Erweiterung des 
Bebauungsplanes sprechen.

Fazit

Im Rahmen der 3. Änderung und Erweite-
rung des Bebauungsplanes wurden die zu 
beachtenden Belange in ihrer Gesamtheit 
untereinander und gegeneinander abge-
wägt. Aufgrund der genannten Argumente, 
die für die Planung sprechen, kommt die 
Gemeinde Gersheim nach derzeitigem 
Kenntnisstand zu dem Ergebnis, dass der 
Umsetzung der Planung nichts entgegen-
steht.


